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1. Beispiele und Fallgruppen

2. Gesetz und Rechtsprechung

3. Lösung der Beispiele

4. Sonderfall: Anträge auf Grundbucheintragungen 

AGENDA
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1. Eigentümerbegehren 

Praxisbeispiele und Fallgruppen
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Unterüberschrift

Fall 1 – der vermüllte Hof
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• Vermeiden Sie ganze Sätze 

• Verwenden Sie Stichpunkte

• Nutzen Sie eine minimale Schriftgröße von 14 (auch bei Grafiken)

• Die maximale Schriftgröße für Text sollte nicht größer als 20 sein
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Fall 2 – die einstweilige Verfügung
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Unterüberschrift

Fall 3 – Die Schmutzfangmatte
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Unterüberschrift

Fall 4 – Die Änderung der Teilungserklärung
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Unterüberschrift

Fall 5 – Die Kostenerstattung
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Unterüberschrift

Fall 5 – Die Kostenerstattung



1. Beschlussanträge

a) mit Beschlusstext

- Fall 4 (Änderung 
Teilungserklärung)

b) ohne 
Beschlusstext

- Fall 3 
(Schmutzfangmatte)

Fall 5 (Kosten- 
erstattung)

2. Begehr einer 
konkreten 
Entscheidung durch 
den Verwalter

- Fall 1 (einstweilige 
Verfügung)

- Fall 5 (Kosten- 
erstattung)
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Fallgruppen

Eigentümerbegehren

3. Sonstiges 

Verwalterhandeln 

- Fall 2 (vermüllte 

Hof)



2. Gesetzliche Regelungen 
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• Ausdrückliche Regelungen zu Einzel-Eigentümeranträgen fehlen

• Antworten müssen daher entwickelt werden aus

 a) dem Grundsatz ordnungsmäßiger Verwaltung

 b) der Stellung von Verwalter und Eigentümern im 
wohnungseigentumsrechtlichen Organisationssystem
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Gesetzliche Regelungen



Organisationssystem
Gesetzliche Regelungen 15

WE1 WE2 WE3 WE4 WE5

Verwalter
Gemeinschaft der 

Wohnungseigentümer

Verwaltungs

beirat 

Konsequenzen: 

- Es gibt keinen Anspruch des Wohnungseigentümers gegen den 

Verwalter auf Vornahme von Verwaltungsmaßnahmen

- Rechte und Pflichten bestehen nur zwischen Verwalter/den 

Eigentümern und der Gemeinschaft
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Gesetzliche Regelungen: Der Verwalter

§ 27 betrifft 

nicht die 

Organisation 

der Beschluss-

fassung!

Für diese gilt    

§§ 24, 18 II.

§ 18 Abs. 2 WEG: Jeder Wohnungseigentümer kann von der Gemeinschaft 

…eine Verwaltung und Benutzung … verlangen, die …ordnungsmäßiger 

Verwaltung entsprechen.

§ 24 WEG

(1) Die Versammlung wird von dem Verwalter …einberufen.

(2) Den Vorsitz in der Versammlung führt, sofern diese nichts anderes 

beschließt, der Verwalter.

(4) Die Frist der Einberufung soll, sofern nicht ein Fall besonderer Dringlichkeit 

vorliegt, mindestens drei Wochen betragen.

§ 27 WEG

(1) Der Verwalter ist gegenüber der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer 

berechtigt und verpflichtet, die Maßnahmen ordnungsmäßiger Verwaltung zu 

treffen, die

1.  untergeordnete Bedeutung haben und nicht zu erheblichen Verpflichtungen 

führen oder

2.  zur Wahrung einer Frist oder zur Abwendung eines Nachteils erforderlich 

sind.
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Der Verwalter: Zwischenergebnis

Der Verwalter ist der Gemeinschaft gegenüber 

verpflichtet, seine Aufgaben in ordnungsmäßiger 

Verwaltung entsprechender Art und Weise zu erfüllen.

Das betrifft

1. die Organisation der Beschlussfassung

2. die Beschlussausführung

3. das Treffen eigener Entscheidungen gemäß § 27 

WEG 
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Gesetzliche Regelungen: Die Wohnungseigentümer

§ 18 Abs. 2 WEG: Jeder Wohnungseigentümer kann von der 

Gemeinschaft …eine Verwaltung und Benutzung … verlangen, die 

…ordnungsmäßiger Verwaltung entsprechen.

§ 24 Abs. 2 WEG: Die Versammlung der Wohnungseigentümer 

muss von dem Verwalter …einberufen werden, wenn dies in 

Textform unter Angabe des Zwecks und der Gründe von mehr als 

einem Viertel der Wohnungseigentümer verlangt wird.

§ 25 Abs. 2 WEG: Jeder Wohnungseigentümer hat eine Stimme.

§ 122 Abs. 2 S. 1 AktG: Aktionäre, deren Anteile zusammen den 

zwanzigsten Teil des Grundkapitals erreichen, können verlangen, 

daß Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt werden.
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Rechtsprechung: Eigentümer-Beschlussanträge 

BGH V ZR 101/16 Rn 62: „Der einzelne Wohnungseigentümer kann die 

Aufnahme bestimmter Tagesordnungspunkte verlangen, wenn deren 

Behandlung ordnungsmäßiger Verwaltung entspricht.“

OLG Frankfurt 20 W 426/05: „Da der Anspruch auf Aufnahme von 

Tagesordnungspunkte aus dem Anspruch auf ordnungsgemäße Verwaltung 

hergeleitet ist, müssen auch die Grundsätze ordnungsgemäßer Verwaltung 

die Behandlung des streitgegenständlichen Tagesordnungspunktes 

erfordern. Ohne Rechtsfehler ist das LG zu dem Ergebnis gelangt, dass die 

Beschlussfassung über Maßnahmen der Mängelbeseitigung unter dem 

Gesichtspunkt ordnungsgemäßer Verwaltung nicht zwingend erforderlich 

war.“

LG München I 1 S 5166/11: Kein Anspruch, wenn die Ladungsfrist des § 24 

IV 2 WEG nicht mehr gewahrt werden kann.



20

Die Wohnungseigentümer: Zwischenergebnisse

- Die Wohnungseigentümer können von der Gemeinschaft eine 

ordnungsmäßige Verwaltung verlangen.

- Das umfasst auch, dass der Verwalter seine Aufgaben in 

ordnungsmäßiger Verwaltung entsprechender Art und Weise erfüllt.

- Die Wohnungseigentümer haben also Anspruch auf 

ordnungsmäßige Beschluss-Organisationsmaßnahmen des 

Verwalters sowie darauf, dass dieser die ihm obliegenden 

Entscheidungen nach § 27 WEG trifft.

- Aber kein Anspruch, dass über konkrete Beschlussvorlage 

abgestimmt wird.
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Matrix Eigentümerbegehren

Entscheidungskompetenz 
Wohnungseigentümer 
(Beschlussantrag)

Entscheidung

Begehren
Sonstiges

Entscheidungskompetenz 
Verwalter

Beschluss wäre nichtig

Entscheidung (auch durch 
Verschweigen)

Beschluss könnte wirksam sein

Im Zweifel auf Tagesordnung der 
nächsten Jahresversammlung 
(Ausnahmen: offensichtlich ordnungswidrig 
oder Eilfall)

Nicht auf 
Tagesordnung setzen

Weiter nächste Folie
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Matrix Eigentümerantrag in der Versammlung

Beschlussvorbereitung 
durch 
Verwalter/Eigentümer

Antrag 
abstimmungsfähig/
ordnungsgemäß

Delegations-
beschluss 
nach § 27 Abs. 
2 WEG

Grundlagen-

beschluss

Abstimmung unter 
Hinweis: Beschluss 
anfechtbar!

Abstimmung

Antrag nicht 
abstimmungsfähig/ 
ordnungsgemäß

Keine 
Beschlussvorbereitung

Niederlegung 
Versammlungsleitung 
für diesen TOP

TOP

Abstimmung

Beschluss über 
Entscheidung im 
Mehrheitsumlauf-
verfahren § 23 III 2



3. Lösung der Beispiele
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Lösung:

 - Das ist kein Antrag auf eine zumindest bestimmbare Entscheidung 
  durch Verwalter direkt oder auf Beschlussfassung

 - Deshalb: Allgemeine Kommunikations-/Verwaltungsaufgabe
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Unterüberschrift

Fall 1 – der vermüllte Hof
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Fall 2 – die einstweilige Verfügung

Lösung:

 - Das ist ein Antrag auf Entscheidung durch Verwalter direkt

 - Kompetenz nach § 27 Abs. 1 Nr. 2 WEG?

 - Ansonsten Eilversammlung
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Unterüberschrift

Fall 3 – Die Schmutzfangmatte

Lösung:

 - Das ist ein Antrag auf Beschlussfassung

 - Der Beschluss kann ordnungsgemäß sein

 - Keine Gründe, die Sache nicht zu einem TOP zu machen

 - Kommt also auf Tagesordnung mit folgenden Alternativen für 
 den Verwalter:

  a) Beschlussvorbereitung

  b) Beschluss über Delegation/Umlaufverfahren oder  
   Grundlagenbeschluss
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Unterüberschrift

Fall 4 – Die Änderung der Teilungserklärung

Lösung:

 - Das ist ein Antrag auf Beschlussfassung

 - Der Beschluss wäre aber nichtig

 - Also nicht auf die Tagesordnung setzen
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Unterüberschrift

Fall 5 – Die Kostenerstattung

Lösung:

 - Das ist ein Antrag auf Verwalterhandeln, sonst Beschlussfassung

 - Die Kostenerstattung wäre rechtswidrig, deshalb darf V nicht auszahlen

 - Es besteht aber Beschlusskompetenz, deshalb auf Tagesordnung 

 - Alternativen für den Verwalter:   

  a) Abstimmung unter Hinweis Anfechtbarkeit

  b) Niederlegung Versammlungsleitung bei diesem Beschlussantrag 
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Unterüberschrift

Fall 6 – zum Hierlösen!

Lösung?

 



3. Anträge auf Grundbucheintragungen
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Eintragung von Beschlüssen
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§ 10 III WEG: Beschlüsse, die aufgrund einer Vereinbarung 
gefasst werden, wirken gegen den Sondernachfolger eines 
Wohnungseigentümers nur, wenn sie als Inhalt des 
Sondereigentums im Grundbuch eingetragen sind. Im Übrigen 
bedürfen Beschlüsse zu ihrer Wirksamkeit gegen den 
Sondernachfolger eines Wohnungseigentümers nicht der 
Eintragung in das Grundbuch.

§ 48 I WEG: § 10 Absatz 3 gilt auch für Altbeschlüsse … Jeder 
Wohnungseigentümer kann bis zum 31. Dezember 2025 verlangen, 
dass ein Beschluss im Sinne des Satzes 1 erneut gefasst wird.



Eintragung von Beschlüssen 
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Fall: Aufgrund einer Regelung in der Gemeinschaftsordnung wird 
beschlossen, dass die bislang als Gewerbe gewidmete Einheit des E1 
in Zukunft als Wohnung genutzt werden darf.
E1 ruft beim Verwalter an: Bitte die Eintragung im Grundbuch 
veranlassen!
Außerdem soll V bei der Gelegenheit auch die Umwidmung der 
Nutzungsart der Einheit des E3 eintragen lassen, die 2003 
beschlossen wurde.



Eintragungsverfahren Beschlüsse

33

Antragsberechtigung:
• Gemeinschaft (§ 7 II 2 WEG), vertreten durch den Verwalter

• Auch: jeder WE (§ 13 I 2 GBO): für alle Wohnungsgrundbücher

 

Nachweiserleichterung (§ 7 II 1 WEG):
• Niederschrift mit beglaubigten Unterschriften

• Ersatzweise Beschlussersetzungsurteil

• Bei Altbeschlüssen: „Wiederholungsbeschluss“



Eintragung von Haftungsregeln und Veräußerungsbeschränkungen 
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§ 7 III 2 WEG: Veräußerungsbeschränkungen (§ 12) und die 
Haftung von Sondernachfolgern für Geldschulden sind 
ausdrücklich einzutragen – bedeutet: 
a) Bezugnahmeklausel („Wegen des Inhalts des Sondereigentums 

wird Bezug genommen auf die Bewilligung…“) reicht nicht!
b) Muss bis 31. Dezember 2025 ausdrücklich eingetragen werden!

§ 48 III WEG: Ist eine Vereinbarung entgegen der Vorgabe des § 7 
Absatz 3 Satz 2 nicht ausdrücklich im Grundbuch eingetragen, 
erfolgt die ausdrückliche Eintragung in allen Wohnungs-
grundbüchern nur auf Antrag eines Wohnungseigentümers oder 
der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer. 



Eintragung von Haftungsregeln und Veräußerungsbeschränkungen 
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Besten Dank!
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